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Anmerkung: Mit Wirkung ab 1. Juli 2025 wird durch das PUEG § 39 wie folgt gefasst (vgl. Artikel 2a i. V. m. 
Artikel 10 Absatz 5):

§ 39 – Fassung ab 1. Juli 2025

Verhinderungspflege

(1)  1 Ist eine Pflegeperson, die einen Pflegebedürftigen mit mindestens Pflegegrad 2 in seiner 
häuslichen Umgebung pflegt, wegen Erholungsurlaubs, Krankheit oder aus anderen Gründen 
an der Pflege gehindert, übernimmt die Pflegekasse die nachgewiesenen Kosten einer notwen-
digen Ersatzpflege für den Pflegebedürftigen für längstens acht Wochen je Kalenderjahr; § 34 
Absatz 2 Satz 1 gilt nicht. 2 Eine vorherige Antragstellung vor Durchführung der Ersatzpflege 
ist nicht erforderlich. 3 Auf welche Höhe sich die Kostenübernahme für die Ersatzpflege durch 
die Pflegekasse belaufen darf, bestimmt sich nach den Absätzen 2 und 3.

(2)  Wird die Ersatzpflege durch andere Personen sichergestellt als solche, die mit dem Pflege-
bedürftigen bis zum zweiten Grade verwandt oder verschwägert sind oder die mit ihm in häus-
licher Gemeinschaft leben, dürfen sich die Aufwendungen der Pflegekasse für die Ersatzpfle-
gekosten je Kalenderjahr höchstens bis auf die Höhe des Gemeinsamen Jahresbetrags nach 
§ 42a belaufen.

(3)  1 Wird die Ersatzpflege durch Ersatzpflegepersonen sichergestellt, die mit dem Pflegebedürf-
tigen bis zum zweiten Grade verwandt oder verschwägert sind oder die mit ihm in häuslicher 
Gemeinschaft leben, dürfen sich die Aufwendungen der Pflegekasse je Kalenderjahr höchstens 
bis auf die Höhe des Gemeinsamen Jahresbetrags nach § 42a belaufen, wenn die Ersatzpflege 
von diesen Personen erwerbsmäßig ausgeübt wird. 2 Wird die Ersatzpflege von diesen Personen 
nicht erwerbsmäßig ausgeübt, dürfen die Aufwendungen der Pflegekasse im Kalenderjahr regel-
mäßig den für den Pflegegrad des Pflegebedürftigen geltenden Betrag des Pflegegeldes nach 
§ 37 Absatz 1 Satz 3 für bis zu zwei Monate nicht überschreiten. 3 Auf Nachweis können von der 
Pflegekasse bei einer Ersatzpflege nach Satz 2 notwendige Aufwendungen, die der Ersatzpfle-
geperson im Zusammenhang mit der Ersatzpflege entstanden sind, auch über diesen Betrag hi-
naus übernommen werden. 4 Die Aufwendungen der Pflegekasse nach den Sätzen 2 und 3 zu-
sammen dürfen im Kalenderjahr den Gemeinsamen Jahresbetrag nach § 42a nicht übersteigen.

Der 14. Ausschuss begründet zum PUEG die Neufassung von § 39  mit Wirkung ab 1. Juli 2025 wie folgt (vgl. 
Artikel 2a i. V. m. Artikel 10 Absatz 5):

Zur Überschrift
Die Überschrift der Regelung wird an die bereits seit vielen Jahren geübte Praxis angepasst, den 
Anspruch auf Leistungen nach § 39 als „Verhinderungspflege“ zu bezeichnen.
Zu Absatz 1
Dadurch, dass der bisher in § 39 vorgesehene Leistungsbetrag für Leistungen der Verhinderungs-
pflege zusammen mit dem Leistungsbetrag für Leistungen der Kurzzeitpflege Bestandteil des Ge-
meinsamen Jahresbetrags nach § 42a zu einem Gesamtleistungsbetrag wird, ist § 39 entsprechend 
anzupassen: In § 39 wird kein separater Leistungsbetrag mehr genannt und die Übertragungsmög-
lichkeiten von Leistungsbeträgen der Kurzzeitpflege zugunsten der Verhinderungspflege müssen 
in der Vorschrift nicht mehr geregelt werden. Auf welche Höhe sich die Kostenübernahme für die 
Ersatzpflege durch die Pflegekasse belaufen darf, bestimmt sich vielmehr jeweils nach den Absät-
zen 2 und 3 in Verbindung mit § 42a.
Wie bisher wird in Absatz 1 des neu gefassten § 39 geregelt, dass die Pflegekasse in dem Fall, in 
dem eine Pflegeperson, die einen Pflegebedürftigen in seiner häuslichen Umgebung pflegt, wegen 
Erholungsurlaubs, Krankheit oder aus anderen Gründen an der Pflege gehindert ist, die nachgewie-
senen Kosten einer notwendigen Ersatzpflege für den Pflegebedürftigen übernimmt. Dabei muss 
auch weiterhin der Pflegebedürftige zum Zeitpunkt der Verhinderung mindestens in Pflegegrad 2 
eingestuft sein. § 34 Absatz 2 Satz 1 gilt weiterhin nicht. Die zeitliche Höchstgrenze wird jedoch nun 
auf bis zu acht Wochen im Kalenderjahr angehoben. Neu ist außerdem, dass die Voraussetzung, 
dass die Pflegeperson den Pflegebedürftigen vor der erstmaligen Verhinderung mindestens sechs 
Monate in seiner häuslichen Umgebung gepflegt hat, ab dem 1. Juli 2025 wegfällt. Damit ist der 
Anspruch auf Verhinderungspflege bereits unmittelbar ab Vorliegen des Pflegegrades 2 nutzbar.
Die Abschaffung der Vorpflegezeit dient vor allem zur Entlastung der Pflegebedürftigen und der 
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Pflegepersonen, da diese eine notwendige Ersatzpflege nicht mehr in Abhängigkeit von der Vor-
pflegedauer ggf. anders organisieren müssen. So ist es, wenn eine Pflegeperson innerhalb der 
ersten sechs Monate der häuslichen Pflege plötzlich erkrankt, nicht mehr erforderlich, eine voll-
stationäre Kurzzeitpflege als Ersatzversorgung in Anspruch zu nehmen, sondern die Ersatzpflege 
kann auch beispielsweise zu Hause im Rahmen der Verhinderungspflege organisiert werden. Dies 
bietet erweiterte Möglichkeiten, auch andere Ersatzpflegende einzusetzen. Außerdem entspricht 
dies den Bedürfnissen insbesondere kognitiv beeinträchtigter Menschen, die durch einen Orts-
wechsel ggf. belastet werden.
Zudem dient der Wegfall der Vorpflegezeit der Harmonisierung mit dem bereits bisher bestehen-
den Einsetzen des Anspruchs auf Kurzzeitpflege unmittelbar ab Vorliegen des Pflegegrades 2. Die 
mit Abschaffung der Vorpflegezeit erreichte Harmonisierung mit dem Anspruch auf Kurzzeitpflege 
macht den Gemeinsamen Jahresbetrag damit ohne Weiteres flexibel einsetzbar. Dies macht das 
Leistungsrecht für die Anspruchsberechtigten und die sie Pflegenden ebenfalls besser nachvoll-
ziehbar und trägt so zu einer besseren Verständlichkeit bei.
Zur besseren Rechtsklarheit wird in § 39 zudem in den Wortlaut aufgenommen, dass eine vor-
herige Antragstellung vor der Durchführung der notwendigen Ersatzpflege nicht erforderlich ist. 
Bereits bisher war es Praxis der Pflegekassen, dass die Verhinderungspflege keiner vorherigen 
Antragstellung bedurfte (siehe Gemeinsames Rundschreiben des GKV-Spitzenverbandes als Spit-
zenverband Bund der Pflegekassen und der Verbände der Pflegekassen auf Bundesebene zu den 
leistungsrechtlichen Vorschriften des SGB XI vom 20.12.2022, Seite 195 unter „2. Anspruchsvo-
raussetzungen“: „(2) Anspruchsvoraussetzung ist nicht, dass die Leistung im Voraus beantragt 
wird.“ (Quelle: https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/richt-
linien_vereinbarungen_formulare/empfehlungen_zum_leistungsrecht/2022_12_20_Pflege_Ge-
meinsames_Rundschreiben.pdf, Abrufdatum: 17.05.2023)). Damit reagierte die Praxis darauf, dass 
Verhinderungssituationen oftmals unverhofft eintreten und sehr schnell Ersatz gefunden werden 
muss, wenn eine Pflegeperson ausfällt. Diese sachgerechte Handhabung, die die in der Situation 
gebotene Flexibilität gewährleistet, wird nunmehr auch in den Gesetzestext selbst aufgenommen. 
Es liegt jedoch weiterhin im Interesse der Pflegebedürftigen und Pflegepersonen und ist ihnen 
nachhaltig zu empfehlen, möglichst rasch mit der entsprechenden Pflegekasse oder dem privaten 
Versicherungsunternehmen, das die private Pflege-Pflichtversicherung durchführt, Kontakt aufzu-
nehmen. Zum einen können diese bei der notwendigen Organisation der Ersatzpflege im Rahmen 
der Pflegeberatung auch unterstützen, zum anderen sollte möglichst frühzeitig abgeklärt werden, 
welche Ersatzpflegekosten tatsächlich übernommen werden können.
Wie bisher prüft die Pflegekasse bei der (ggf. späteren) Beantragung der Kostenerstattung für die 
notwendige Ersatzpflege auch weiterhin, ob die Voraussetzungen einer Verhinderungspflege nach 
§ 39 vorliegen bzw. vorlagen. Dazu gehört zum einen, ob eine Verhinderung der Pflegeperson vor-
lag. Hierbei kann die Pflegekasse gegebenenfalls auch die Benennung des Verhinderungsgrundes 
verlangen. Zum anderen sind die Kosten der notwendigen Ersatzpflege gegenüber der Pflegekas-
se nachzuweisen. Dazu sollten erforderlichenfalls am besten schon im Rahmen der Beantragung 
der Kostenerstattung bei der Pflegekasse die entsprechenden Unterlagen mit eingereicht werden, 
aus denen sich der Anfall der Kosten ergibt, für die die Erstattung erfolgen soll.
Zu Absatz 2
Der neue Absatz 2 knüpft an die bisher in § 39 Absatz 1 Satz 3 geregelte Höhe des Leistungsan-
spruches an, wenn die Ersatzpflege durch andere Personen sichergestellt wird als solche, die mit 
der pflegebedürftigen Person bis zum zweiten Grade verwandt oder verschwägert sind oder die 
mit ihr in häuslicher Gemeinschaft leben. Bislang wurde der Leistungsbetrag hierfür in § 39 selbst 
angegeben. Als Folge der Festlegung des insgesamt je Kalenderjahr einsetzbaren Gemeinsamen 
Jahresbetrags für Verhinderungspflege und Kurzzeitpflege in dem neuen § 42a ergibt sich die 
Höhe der Aufwendungen, bis zu der die Pflegekasse in diesem Fall Ersatzpflegekosten erstatten 
kann, künftig aus § 42a. Dieser bildet, soweit er in dem Kalenderjahr noch nicht verbraucht worden 
ist, die Höchstgrenze der Kostenübernahme.
Zu Absatz 3
Der neue Absatz 3 regelt die Fälle, in denen die Ersatzpflege von Ersatzpflegepersonen sicher-
gestellt wird, die mit der pflegebedürftigen Person bis zum zweiten Grade verwandt oder ver-
schwägert sind oder die mit ihr in häuslicher Gemeinschaft leben. Hier sind, wie bisher auch, drei 
Konstellationen zu beachten:
Die Ersatzpflege wird erwerbsmäßig ausgeübt. Dann dürfen die Aufwendungen der Pflegekasse 
für die Ersatzpflege sich je Kalenderjahr bis auf die Höhe des Gemeinsamen Jahresbetrags nach 
§ 42a belaufen, soweit dieser in dem Kalenderjahr noch nicht verbraucht worden ist.
Wird die Ersatzpflege nicht erwerbsmäßig ausgeübt, ist eine Konstellation gegeben, für die das 
Leistungsrecht den Bezug von Pflegegeld vorsieht. Daher dürfen in diesem Fall die Aufwendun-
gen der Pflegekasse im Kalenderjahr regelmäßig den Betrag des Pflegegeldes nach § 37 Absatz 1 
Satz 3 für bis zu zwei Monate nicht überschreiten. Da die in § 37 Absatz 1 Satz 3 genannten Pfle-
gegeldbeträge sich jeweils auf volle Monate beziehen, wird an dieser Stelle aus Gründen der Ver-
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einfachung und besseren Nachvollziehbarkeit durch die Anspruchsberechtigten dabei auf die 
Beträge für bis zu zwei Monate Bezug genommen (anstatt auf Beträge für bis zu acht Wochen). 
Die insoweit durch die Pflegekasse übernommenen Beträge stellen eine Inanspruchnahme des 
Gemeinsamen Jahresbetrags nach § 42a dar.
Ebenso wie im bisherigen Recht können nicht erwerbsmäßig tätige Ersatzpflegepersonen, die mit 
der pflegebedürftigen Person bis zum zweiten Grade verwandt oder verschwägert sind oder die 
mit ihr in häuslicher Gemeinschaft leben, zudem nachgewiesene notwendige Aufwendungen gel-
tend machen, die ihnen im Zusammenhang mit der Ersatzpflege entstanden sind und über den Be-
trag des Pflegegeldes nach § 37 Absatz 1 Satz 3 für bis zu zwei Monate hinausgehen. Dabei kann 
die Pflegekasse insgesamt Kosten nur bis zu der Höchstgrenze des Gemeinsamen Jahresbetrags 
nach § 42a übernehmen, soweit dieser in dem Kalenderjahr noch nicht verbraucht worden ist.
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